
II. Resolutionen aufgrund der Berichte des Ersten Ausschusses

188

in Bekräftigung der absoluten Validität der multilatera-
len Diplomatie auf dem Gebiet der Abrüstung und der Nicht-
verbreitung und entschlossen, den Multilateralismus als un-
verzichtbares Mittel für den Ausbau der Rüstungsregelungs-
und Abrüstungsverhandlungen zu fördern,

1. bekräftigt den Multilateralismus als Kernprinzip
der Verhandlungen auf dem Gebiet der Abrüstung und der
Nichtverbreitung, mit dem Ziel, die universellen Normen zu
erhalten und zu stärken und ihren Geltungsbereich auszudeh-
nen;

2. bekräftigt außerdem den Multilateralismus als
Kernprinzip für die Regelung von Besorgnis bereitenden Ab-
rüstungs- und Nichtverbreitungsfragen;

3. fordert mit Nachdruck, dass alle interessierten
Staaten auf nichtdiskriminierende und transparente Weise an
den multilateralen Verhandlungen über Rüstungsregelung,
Nichtverbreitung und Abrüstung teilnehmen;

4. unterstreicht, wie wichtig die Erhaltung der beste-
henden Übereinkünfte über Rüstungsregelung und Abrüstung
ist, in denen die Ergebnisse der internationalen Zusammenar-
beit und der multilateralen Verhandlungen zur Bewältigung
der Herausforderungen, denen sich die Menschheit gegen-
übersieht, zum Ausdruck kommen;

5. fordert alle Mitgliedstaaten abermals auf, ihre in-
dividuellen und gemeinschaftlichen Verpflichtungen zur
multilateralen Zusammenarbeit als wichtiges Mittel der Ver-
folgung und Verwirklichung ihrer gemeinsamen Ziele auf
dem Gebiet der Abrüstung und der Nichtverbreitung zu er-
neuern und zu erfüllen;

6. ersucht die Vertragsstaaten der einschlägigen
Rechtsinstrumente betreffend Massenvernichtungswaffen,
einander zu konsultieren und zusammenzuarbeiten, um ihnen
Besorgnis bereitende Fragen in Bezug auf Fälle der Nichtein-
haltung sowie die Durchführung zu regeln, im Einklang mit
den in diesen Rechtsinstrumenten festgelegten Verfahren,
und zur Regelung ihnen Besorgnis bereitender Fragen weder
einseitige Maßnahmen zu ergreifen oder anzudrohen noch
sich gegenseitig unverifiziert der Nichteinhaltung zu beschul-
digen;

7. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs, der die gemäß Resolution 64/34 von den Mitglied-
staaten vorgelegten Antworten zur Frage der Förderung des
Multilateralismus auf dem Gebiet der Abrüstung und der
Nichtverbreitung enthält91;

8. ersucht den Generalsekretär, die Auffassungen der
Mitgliedstaaten zur Frage der Förderung des Multilateralis-
mus auf dem Gebiet der Abrüstung und der Nichtverbreitung
einzuholen und der Generalversammlung auf ihrer sechsund-
sechzigsten Tagung einen Bericht darüber vorzulegen;

9. beschließt, den Punkt „Förderung des Multilatera-
lismus auf dem Gebiet der Abrüstung und der Nichtverbrei-

tung“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer sechsundsech-
zigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 65/55

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 8. Dezember 2010, in
einer aufgezeichneten Abstimmung mit 148 Stimmen bei 4 Ge-
genstimmen und 30 Enthaltungen, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/65/410, Ziff. 88)92:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und
Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien,
Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Bar-
bados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurina-
tionaler Staat), Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien,
Brunei Darussalam, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Côte
d’Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksre-
publik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, Deutschland,
Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eri-
trea, Fidschi, Finnland, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti,
Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Ir-
land, Island, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambo-
dscha, Kamerun, Kap Verde, Katar, Kenia, Kolumbien, Komoren,
Kongo, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabi-
sche Dschamahirija, Liechtenstein, Luxemburg, Madagaskar, Ma-
lawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln,
Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Montenegro, Mosam-
bik, Myanmar, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Ni-
ger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama,
Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Ruanda, Salo-
monen, Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien, Schweiz,
Senegal, Serbien, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singa-
pur, Slowenien, Somalia, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname,
Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga,
Trinidad und Tobago, Tunesien, Turkmenistan, Tuvalu, Uruguay,
Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Verei-
nigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam,
Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Frankreich, Israel, Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Australien, Bulgarien, Dä-
nemark, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland,
Georgien, Kanada, Kasachstan, Kirgisistan, Kroatien, Lettland, Li-
tauen, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Palau, Polen, Portu-
gal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Russische Fö-
deration, São Tomé und Príncipe, Schweden, Slowakei, Spanien,
Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn.

65/55. Auswirkungen der Verwendung von Waffen und 
Munition, die abgereichertes Uran enthalten

Die Generalversammlung,

geleitet von den in der Charta der Vereinten Nationen
und den Regeln des humanitären Völkerrechts verankerten
Zielen und Grundsätzen,

91 A/65/124.

92 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von Indonesien (im Namen der Mitgliedstaaten der
Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtgebundenen
Länder sind).
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unter Hinweis auf ihre Resolutionen 62/30 vom 5. De-
zember 2007 und 63/54 vom 2. Dezember 2008,

entschlossen, den Multilateralismus als ein unverzicht-
bares Mittel zur Erzielung von Fortschritten bei den Rüs-
tungsregelungs- und Abrüstungsverhandlungen zu fördern,

Kenntnis nehmend von den Meinungen, die die Mit-
gliedstaaten und die zuständigen internationalen Organisatio-
nen über die Auswirkungen der Verwendung von Waffen und
Munition, die abgereichertes Uran enthalten, vertreten und
die in den gemäß den Resolutionen 62/30 und 63/54 vorge-
legten Berichten des Generalsekretärs93 wiedergegeben sind,

in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, nach Bedarf die
Empfehlungen der Internationalen Atomenergie-Organisa-
tion, des Umweltprogramms der Vereinten Nationen und der
Weltgesundheitsorganisation umzusetzen, um die Gefahren
zu mindern, die von der Belastung bestimmter Gebiete mit
Rückständen abgereicherten Urans für Mensch und Umwelt
ausgehen können,

in der Erwägung, dass die zuständigen internationalen
Organisationen in ihren bisher durchgeführten Studien nicht
detailliert genug auf das Ausmaß der möglichen Langzeitwir-
kungen der Verwendung von Waffen und Munition, die abge-
reichertes Uran enthalten, auf den Menschen und die Umwelt
eingegangen sind,

in der Überzeugung, dass angesichts des steigenden Be-
wusstseins der Menschheit für die Notwendigkeit sofortiger
Maßnahmen zum Schutz der Umwelt jeder Vorfall, der diese
Bemühungen in Frage stellen könnte, im Hinblick auf die ge-
botenen Maßnahmen dringende Aufmerksamkeit erfordert,

unter Berücksichtigung der schädlichen Auswirkungen,
welche die Verwendung von Waffen und Munition, die abge-
reichertes Uran enthalten, auf die menschliche Gesundheit
und die Umwelt haben kann,

1. dankt denjenigen Mitgliedstaaten und internatio-
nalen Organisationen, die dem Generalsekretär gemäß Reso-
lution 63/54 ihre Auffassungen vorgelegt haben;

2. bittet die Mitgliedstaaten und die zuständigen in-
ternationalen Organisationen, insbesondere diejenigen, die
dem Generalsekretär ihre Auffassungen über die Auswirkun-
gen der Verwendung von Waffen und Munition, die abgerei-
chertes Uran enthalten, noch nicht mitgeteilt haben, dies zu
tun;

3. ersucht den Generalsekretär, die zuständigen inter-
nationalen Organisationen zu ersuchen, ihre Studien und For-
schungsarbeiten zu den Auswirkungen der Verwendung von
Waffen und Munition, die abgereichertes Uran enthalten, auf
die menschliche Gesundheit und die Umwelt zu aktualisieren
beziehungsweise fertigzustellen;

4. ermutigt die Mitgliedstaaten, insbesondere die be-
troffenen Staaten, die in Ziffer 3 genannten Studien und For-
schungsarbeiten nach Bedarf zu erleichtern;

5. ermutigt die Mitgliedstaaten außerdem, die Ent-
wicklung der in Ziffer 3 genannten Studien und Forschungs-
arbeiten genau zu verfolgen;

6. bittet die Mitgliedstaaten, die Waffen und Muni-
tion, die abgereichertes Uran enthalten, in bewaffneten Kon-
flikten verwendet haben, den zuständigen Behörden der be-
troffenen Staaten auf Antrag möglichst detaillierte Informa-
tionen über den Ort und den Umfang dieser Verwendung zu
geben, um so die Bewertung der jeweiligen Gebiete zu er-
leichtern;

7. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer siebenundsechzigsten Tagung einen ak-
tualisierten Bericht zu diesem Thema vorzulegen, der die von
den Mitgliedstaaten und den zuständigen internationalen Or-
ganisationen unterbreiteten Informationen, einschließlich der
gemäß den Ziffern 2 und 3 vorgelegten Informationen, ent-
hält;

8. beschließt, den Punkt „Auswirkungen der Ver-
wendung von Waffen und Munition, die abgereichertes Uran
enthalten“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer siebenund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 65/56

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 8. Dezember 2010, in
einer aufgezeichneten Abstimmung mit 120 Stimmen bei 45 Ge-
genstimmen und 18 Enthaltungen, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/65/410, Ziff. 88)94:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und
Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Äthiopien, Ba-
hamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belize, Benin, Bhutan,
Bolivien (Plurinationaler Staat), Botsuana, Brasilien, Brunei Da-
russalam, Burkina Faso, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire,
Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik
Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, Dominikanische Re-
publik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun,
Gambia, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau,
Guyana, Haiti, Honduras, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Re-
publik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap
Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komo-
ren, Kongo, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia, Libysch-
Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Male-
diven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mexiko, Mongolei, Mosambik,
Myanmar, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Panama, Pa-
pua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Ruanda, Salomo-
nen, Sambia, Samoa, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien,
Senegal, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Soma-
lia, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die

93 A/63/170 und Add.1 und A/65/129 und Add.1.

94 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Bangladesch, Bhutan, Bolivien (Pluri-
nationaler Staat), Brunei Darussalam, Demokratische Volksrepublik
Laos, Dominikanische Republik, Fidschi, Indonesien, Iran (Islamische
Republik), Jordanien, Kambodscha, Kenia, Kongo, Kuba, Kuwait, Leso-
tho, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Mongolei, Myanmar,
Nepal, Nicaragua, Philippinen, Sambia, Samoa, Senegal, Sierra Leone,
Simbabwe, Singapur, Sri Lanka, Suriname, Thailand, Timor-Leste,
Uganda, Venezuela (Bolivarische Republik), Vietnam und Zentralafri-
kanische Republik.




